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Jahresabschlussprüfung zum 31. Dezember 2015 der Bewerbungsgesellschaft Hamburg 

2024 GmbH 

Sehr geehrter Herr Dr. Vesper, 

wir bedanken uns für die durch die Gesellschafterversammlung der Bewerbungsgesellschaft 

Hamburg 2024 GmbH, Hamburg, eriolgte Wahl zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 

2015. 

Der Auftrag umfasst die freiwillige Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2015 und 

des Lageberichts für das Jahr 2015 sowie die Prüfung der zweckentsprechenden, wirtschaftli­

chen und sparsamen Verwendung der - für den Fall, dass die Gesellschaft im Jahr 2015 Zuwen­

dungen erhält - von der FHH zur Verfügung gestellten Zuwendungsmittel. Darüber hinaus um­

fasst der Auftrag die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung gemäß § 53 HGrG 

nach dem IDW Prüfungsstandard IDW PS 720 und dem dazugehörigen Fragebogen. 

Zielsetzung, Art und Umfang der Abschlussprüfung 

Wir werden unsere Prüfung gemäß § 317 HGB und unter Beachtung der vom Institut der Wirt­

schaftsprüfer e.V. (IDW) festgelegten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung (vgl. 

Fachgutachten, Stellungnahmen und Prüfungsstandards des Instituts der Wirtschaftsprüfer in 

Deutschland e. V.) durchführen und in diesem Zusammenhang unsere Prüfung so planen und 

durchführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah­

resabschluss {unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung) und des durch 
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den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir­

ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Der Prüfung legen wir einen risiko- und prozessorientierten Prüfungsansatz zu Grunde, der ins­

besondere auf Kenntnissen der Geschäftstätigkeit, des wirtschaftlichen und rechtlichen Umfelds 

der Gesellschaft sowie auf einer Analyse der Risikofelder basiert. 

Im Rahmen der Durchführung unserer Prüfung werden wir das interne Kontrollsystem, soweit es 

der Sicherung einer ordnungsmäßigen Rechnungslegung dient, prüfen und beurteilen. Diese 

Prüfung dient gleichzeitig dazu, Art und Umfang der einzelnen Prüfungshandlungen in zweck­

mäßiger Weise festzulegen. Unsere Prüfungshandlungen werden wir - wie berufsüblich - in 

Stichproben durchführen. Die Durchführung der Abschlussprüfung in Stichproben in Verbin­

dung mit den jeder Abschlussprüfung innewohnenden Grenzen beinhaltet zusammen mit den 

immanenten Grenzen eines jeden rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems ein 

unvermeidliches Risiko, dass selbst wesentliche falsche Angaben unentdeckt bleiben können. 

Daher werden z. B. Unterschlagungen und andere Unregelmäßigkeiten nicht notwendigerweise 

durch unsere Prüfung aufgedeckt. Sollten wir derartige Sachverhalte feststellen, werden wir Sie 

hierüber unverzüglich informieren. 

Darüber hinaus möchten wir darauf hinweisen, dass die ordnungsmäßige Buchführung, die Auf­

stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit den handelsrecht­

lichen Vorschriften, den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und den ggf. relevanten 

ergänzenden Regelungen des Gesellschaftsvertrags sowie die Einrichtung und Aufrechterhaltung 

eines angemessenen internen Kontroll- und Risikofrüherkennungssystems in der Verantwortung 

der Geschäftsführung liegen. Diese Verantwortlichkeit der Unternehmensleitung sowie die Ver­

antwortlichkeit der Aufsichtsorgane wird durch die Abschlussprüfung nicht eingeschränkt. Unse­

re Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 

den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Berichterstattung 

Über die Prüfung werden wir in berufsüblichem Umfang schriftlich berichten. Entsprechend dem 

Ergebnis der Prüfung werden wir einen Bestätigungsvermerk gemäß § 322 HGB erteilen. 
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Wir gehen davon aus, dass zu Beginn der Prüfung sachkundige Auskunftspersonen verfügbar 

und auskunftsbereit sind sowie unseren Mitarbeitern ein unbeschränkter Zugang zu den für die 

Prüfung erforderlichen Aufzeichnungen, Schriftstücken und sonstigen Informationen gewährt 

wird; auf die Mitwirkungspflicht der Gesellschaft aus § 320 HGB weisen wir hin. 

Die Gesellschaft verpflichtet sich zur Abgabe einer Vollständigkeitserklärung. Zudem werden wir 

ggf. zusammen mit der Vollständigkeitserklärung eine Aufstellung nicht korrigierter Prüfungsdif­

ferenzen sowie die Erklärung des gesetzlichen Vertreters einholen, dass nach deren Auffassung 

die Auswirkungen dieser nicht korrigierten Prüfungsdifferenzen im Jahresabschluss und von 

nicht korrigierten Angaben irn Lagebericht sowohl einzeln wie auch insgesamt unwesentlich 

sind. Die Gesellschaft verpflichtet sich zudem zur einmaligen Identifizierung im Sinne des Geld­

wäschegesetzes. 

Sollten Sie beabsichtigen, den von uns geprüften Jahresabschluss und den Lagebericht unter 

Verwendung unseres Bestätigungsvermerks zusammen mit zusätzlichen Informationen zu veröf­

fentlichen, werden Sie uns diese Informationen in der Form zuleiten, wie sie zur Veröffentli­

chung vorgesehen sind. Sie werden uns die jeweiligen Informationen frühestmöglich vor ihrer 

Veröffentlichung, also gegebenenfalls auch schon vor Erteilung des Bestätigungsvermerks, zur 

Verfügung stellen. 

Datenverarbeitung und -schutz 

Wir gehen davon aus, dass wir zur rationelleren Gestaltung des innerbetrieblichen Ablaufs auf­

tragsbezogene Informationen und Daten in elektronisch verwalteten Dateien speichern und 

auswerten dürfen. 

Im Rahmen unseres Auftragsverhältnisses werden zur Erleichterung und Beschleunigung der 

Auftragsabwicklung Informationen und Daten auch auf elektronischem Weg ausgetauscht. Da­

bei ist bekannt, dass Daten, die über das Internet versendet werden, nicht zuverlässig gegen 

Zugriffe Dritter geschützt werden, verloren gehen, verzögert übermittelt oder mit Viren befallen 

sein können. Wir übernehmen diesbezüglich keine Haftung. Vereinbarungen über Verschlüsse­

lungstechniken u. Ä. werden gegebenenfalls gesondert getroffen. 
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Unser Honorar wird sich nach dem anfallenden Zeitaufwand und den Stundensätzen gemäß der 

Ausschreibung richten. Daneben wird die gesetzliche Umsatzsteuer berechnet. Wir schätzen 

aufgrund der geplanten Prüfungshandlungen, dass das Prüfungshonorar ohne Umsatzsteuer 

den Angebotspreis für die Jahresabschlussprüfung 2015 von EUR 5.600,00 nicht übersteigen 

wird. Sollte sich aufgrund unvorhergesehener Umstände eine wesentliche Überschreitung des 

von uns geschätzten Honorars abzeichnen, werden wir Sie rechtzeitig informieren, um gemein­

sam mit Ihnen zu einer einvernehmlichen Lösung zu gelangen. 

Bei der Schätzung des Honorars sind wir davon ausgegangen, dass zu Beginn der Prüfung Prü­

fungsbereitschaft gegeben ist und der abgestimmte Terminplan eingehalten werden kann. Prü­

fungsbereitschaft bedeutet insbesondere, dass der Jahresabschluss (einschließlich Anhang) und 

der Lagebericht vorliegen, die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsentscheidungen ge­

setzes- und Goß-konform eingearbeitet sind, voraussichtlich keine erheblichen Änderungen des 

Jahresabschlusses mehr zu erwarten sind und uns geeignete Abschlussnachweise vorgelegt wer­

den. 

Nach Abschluss der Prüfungshandlungen vor Ort wird eine Abschlagszahlung in Höhe von 70 % 

vereinbart, der Restbetrag ist nach Auslieferung der Prüfungsberichte zur Zahlung fällig. 

In dem Fall, dass die Durchführung der Prüfung beendet werden muss oder unmöglich wird, 

ohne dass dies von uns zu verantworten ist, sind wir berechtigt, unsere bisher angefallenen Zei­

ten und Auslagen zu berechnen. 

Wir weisen darauf hin, dass sich unsere Prüfung nicht auf die offenzulegenden Unterlagen er­

streckt. Dementsprechend werden mit diesem Auftrag auch keine Tätigkeiten von uns im Zu­

sammenhang mit einer eventuellen Erstellung der Offenlegungsunterlagen abgedeckt. 

Haftungsvereinbarungen 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Drit­

ten, sollen die als Anlage zu diesem Schreiben beigefügten „Allgemeinen Auftragsbedingungen 

für Wirtschafts-prüf er und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der Fassung vom 1. Januar 

2002 maßgebend sein. Danach ist unsere Haftung für fahrlässig begangene Handlungen bei 
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freiwilligen Abschlussprüfungen gemäß Ziffer 9 (2) der Allgemeinen Auftragsbedingungen auf 

EUR 4,0 Mio. beschränkt. 

Anwendbares Recht/Ort des Gerichtsstands 

Unsere Prüfung unterliegt den Regelungen des Berufsstands (Wirtschaftsprüferkammer, Institut 

der Wirtschaftsprüfer e.V.). Für den Auftrag, seine Durchführung und sich hieraus ergebende 

Ansprüche gilt ausschließlich deutsches Recht. 

Gerichtsstand für alle aus dem Vertragsverhältnis entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist Ham­

burg, Deutschland. 

Sonstiges 

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführ­

bar sein oder werden oder die Vereinbarung eine notwendige Regelung nicht enthalten, so wird 

dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen 

oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfüllung der Regelungslücke ist diejenige 

Bestimmung zu vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen oder undurchführ­

baren Bestimmung am nächsten kommt; im Falle von Lücken ist diejenige Bestimmung zu ver­

einbaren, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieser Vereinbarung vereinbart worden 

wäre, hätten alle Beteiligten die Angelegenheit von vornherein bedacht. 

Der Auftraggeber stimmt zu, dass der Auftragnehmer auf das Bestehen des Auftragsverhältnis­

ses im Rahmen von Referenzlisten o. Ä. hinweisen darf. 

Dieses Schreiben wird nach den Regelungen des Hamburger Transparenzgesetzes im Hamburger 

Transparenzportal veröffentlicht. 

Der für die Auftragsdurchführung verantwortliche Wirtschaftsprüfer und Ihr Ansprechpartner in 

unserem Haus wird Herr WP/StB - sein. Daneben steht Ihnen als Partner 

Herr WP/StB zur Verfügung. 
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Zum Zeichen Ihres Einverständnisses mit dem Inhalt dieses Schreibens bitten wir Sie, uns dies auf 

der beigefügten Zweitschrift dieses Schreibens zu bestätigen. 

Wir bedanken uns für das durch die Auftragserteilung zum Ausdruck gebrachte Vertrauen und 

versichern Ihnen, dass wir dem Auftrag unsere volle Aufmerksamkeit widmen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Anlagen 
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Absender 
Bewerbungsgesellschaft Hamburg 2024 GmbH 

Vorsitzender des Aufsichtsrats 

Dr. Michael Vesper 

Am Strandkai 1 

20457 Hamburg 

Ebner Stolz GmbH & Co. KG 

Herrn WP/Stß 

Ludwig-Erhard-Straße 1 

20459 Hamburg 

Einverständniserklärung zum Auftragsschreiben vom 12. Oktober 2015 

Mit Ihrem Auftragsschreiben zur 

Jahresabschlussprüfung zum 31. Dezember 2015 der 

Bewerbungsgesellschaft Hamburg 2024 GmbH, Hamburg, 

erklären wir uns hiermit einverstanden. Die in den Auftrag einbezogenen „Allgemeinen Auf­

tragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer herausgegebenen Fassung vorn 1 . Januar 2002 haben wir zur 

Kenntnis genommen und stimmen ihnen zu. 

e1werbunp1111ellschaft Hambur12024GmbH 
Am Strandkal 1 

D-20457 Hambura 
T&: (040) 426 24 24 a.4 
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vom 1. Januar 2002 

1. Geltungsbereich 

{1} Die Auftragsbedingungen gelten für die ·Verträge zwischen Wirtschafts­
prüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im nachstehenden zusam­
menfassend „Wirtschaftsprüfer'' genannt) und ihren Auftraggebern über Prü­
fungen, Beratungen und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas anderes aus­
drücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen auch 
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und anderen Personen als dem Aufi:raggeber 
begründet, so gelten auch gegenüber solchen Dritten die Bestimmungen der 
nachstehenden Nr. 9. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrages 

(1) Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung, nicht ein be­
stimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ord­
nungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer ist be­
rechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages sachverständiger Personen zu 
bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf - außer bei betriebs­
wirtschaftlichen Prüfungen - der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht darauf gerichtet ist. nicht auf die 
Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts oder Sondervor­
schriften, wie z.B. die Vorschriften des Preis-, Wettbewerbsbeschränkungs­
und Bewirtschaftungsrechts beachtet sind; das gleiche gilt für die Feststellung, 
ob Subventionen, Zulagen oder sonstige Vergünstigungen in Anspruch 
genommen werden können. Die Ausführung eines Auftrages umfaßt nur dann 
Prüfungshandlungen, die gezielt auf die Aufdeckung von Buchfälschungen 
und sonstigen Unregelmäßigkeiten gerichtet sind, wenn sich bei der Durch­
führung von Prüfungen dazu ein Anlaß ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich 
vereinbart ist. 

(4) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden beruflichen 
Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf 
Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen. 

3. Aufklärungspflicht des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, daß dem Wirtschaftsprüfer auch 
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages 
notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und ihm von allen Vor­
gängen und Umständen Kenntnis gegeben w!rd, die für die Ausführung des 
Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen, 
Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Wirtschafts­
prüfers bekannt werden. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän­
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte und Erklä­
rungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen Erklärung zu 
bestätigen, 

4. Sicherung der Unabhängigkeit 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß alles unterlassen wird, was die Unab­
hängigkeit der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährden könnte. Dies gilt 
insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge auf 
eigene Rechnung zu übernehmen. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Hat der Wirtschaftsprüfer die Ergebnisse seiner Tätigkeit schriftlich darzu­
stellen, so ist nur die schriftliche Darstellung maßgebend. Bei Prüfungsauf­
trägen wird der Bericht, soweit nichts anderes vereinbart ist, schriftlich 
erstattet. Mündliche Erklärungen und Auskünfte von Mitarbeitern des Wirt­
schaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich. 

6. Schutz des geistigen Eigentums des Wirtschaftsprüfers 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß die im Rahmen des Auftrages vom Wirt­
schaftsprüfer gefertigten Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeich­
nungen, Aufstellungen und Berechnungen, insbesondere Massen- und Kos­
tenberechnungen, nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden. 

7. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Berichte, 
Gutachten und dgl.) an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustimmung des 
Wirtschaftsprüfers, soweit sich nicht bereits aus dem Auftragsinhalt die Ein­
willigung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt. 

Gegenüber einem Dritten haftet der Wirtschaftsprüfer (im Rahmen von Nr. 9) 
nur, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 gegeben sind. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers zu 
Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Wirtschaftsprüfer 
zur fristlosen Kündigung aller noch nicht durchgeführten Aufträge des Auf­
traggebers. 

8. Mängelbeseltlgung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacheriüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei fehlschlagen der Nacherfüllung kann er 
auch Herabsetzung der Vergütung oder Rückgängigmachung des Vertrages 
verlangen; ist der Auftrag von einem Kaufmann im Rahmen seines Handels­
gewerbes, einer Juristischen Person des öffentlichen Rechts oder von einem 
öffentlich-rechtlichen Sondervermögen erteilt worden, so kann der Auftrag­
geber die Rückgängigmachung des Vertrages nur verlangen, wenn die 
erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens der Nachertüllung für ihn ohne 
Interesse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muß vom Auftraggeber unver­
züglich schriftlich geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, die nicht 
auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines Jahres 
ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt­
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, In der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftraggeber 
vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

9. Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Haftungsbeschränkung 
des§ 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Haftung bei Fahrlässigkeit, Einzelner Schadensfall 

Falls weder Abs. 1 eingreift noch eine Regelung Im Einzelfall besteht, ist die 
Haftung des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit 
Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und 
Gesundheit, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall gern. 
§ 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio.€ beschränkt; dies gilt auch dann, wenn 
eine Haftung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber begrün­
det sein sollte. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus 
mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. 
Der einzelne Schadensfall umfaßt sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung 
ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufein­
anderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher 
oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als ein­
heitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mit­
einander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min­
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht­
prüfungen. 

(3) Ausschlußfristen 

Ein Schadensersatzanspruch kann nur innerhalb einer Ausschlußfrist von 
einem Jahr geltend gemacht werden, nachdem der Anspruchsberechtigte 
von dem Schaden und von dem anspruchsbegründenden Ereignis Kenntnis 
erlangt hat, spätestens aber innerhalb von 5 Jahren nach dem anspruchs­
begründenden Ereignis. Der Anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten seit der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung 
Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. 

Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit 
gesetzlicher Haftungsbeschränkung. 

~2_Q.Q_!~~ 
1/2002 



10. Ergänzende Besfünmungen für Prüfungsautträ"ge 

(1) Eine nachträgliche Änderung oder Kürzung des durch den Wirtschafts­
prüfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschlus­
ses oder Lageberichts bedarf, auch wenn eine Veröffentlichung nicht statt­
findet, der schriftlichen Einwilligung des Wirtschaftsprüfers. Hat der Wirt­
schaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis auf 
die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lagebericht oder 
an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur m'it schriftlfcher Ein­
wflligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von Ihm genehmigten Wortlaut 
zulässig. 

(2) Widerruft der WirtschaftsprOfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf beKanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer lst berechtigt, sowohl bei der Beratung In steuer­
lichen Einzelfragen als auch Im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, Insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig 
zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchtührungsaufträge. Er hat jedoch den 
Auftraggeber auf von Ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der 'Steuerberatungsauftrag umfaßt nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, daß der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrückl!ch den Auftrag übernommen hat. In diesem Falle hat der Auf~ 
traggeber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesent­
lichen Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, 
daß dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfaßt die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der VermögensteUer­
erklärungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden 
Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung erforderlicher 
Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten 
Steuern 

c) Verhan_dlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a} genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern, 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält derWirtschaftsprüferfürdie laufende Steuerberatung ein Pauschal­
honorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter 
Abs. 3 d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorieren. 

(5) Dle Bearbeitung besonderer Einzelfragen der-Einkommensteuer, Körper­
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und V!;!rmögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrages. Dies gilt auch fUr 

a) die Bearbeitung elnmallg anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kaplla!verkehrsteuer, Grunderwerb­
steuer, 

b} die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarke!t sowie in Steuerstrafsachen 
und 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 
Umwandlung, Verschmelzung, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, 
Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebs­
veräußerung, Liquidation und dergleichen. 

(6) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzllche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechllichen Vergünstigungen wahr­
genommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der 
Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzuges wird nicht über­
nommen. 

12. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle 
Tatsachen, die Ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den Auf­
traggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel, ob es sich 
dabei um den Auftraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindungen 
handelt, es sei denn, daß der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht ent­
bindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche 
Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit ElnwHllgung 
des Auftraggebers aushändigen. 

(3) Der Wirtschaftsprüfer ist befugt, Ihm anvertraute personenbezogene 
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftraggebers zu verarbeiten 
oder durch Dritte verarbeiten zu lassen. 

13. Annahmeverzug und unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers 

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Wirtschaftsprüfer ange­
botenen Leistung in Verzug oder unterläßt der Auftraggeber eine Ihm nach 
Nr. 3 oder sonstwie obliegende Mitwirkung, so Jst der Wirtschaftsprüfer zur 
fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Unberührt bleibt der Anspruch 
das Wirtschaftsprüfers auf Ersatz der Ihm durch deil Verzug oder die unter­
lassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen Mehraufwendungen 
sowie des verursachten Schaderis, und zwar auch dann, wenn der Wirt­
schaftsprüfer van dem Kündigungsrecht keiilen Gebrauch macht. 

14. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Ausl_agen­
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie­
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Etne Aufrechnung gegen Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Ver­
gütung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig fest­
geste!lten Forderungen zulässig. 

15. Aufbewahrung und Herausgabe von Unterlagen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer bewahrt die im Zusammenhang mit der Erledigung 
eines Auftrages ihm übergebenen und von ihm selbst angefertigten Unterlagen 
sowie den über den Auftrag gefütirten Schriftwechsel zehn Jahre auf. 

(2) Nach Befriedigung seiner Ansprüche aus dem Auftrag hat der Wirtschafts­
prüfer auf Verlangen des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die 
er aus Anlaß seiner Tätigkeit für den Auftrag von diesem oder für diesen 
erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen dem Wirt­
schaftsprüfer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser 
bereits in Urschrift oder Abschrift besitzt. Der Wirtschaftsprüfer kann von 
Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Foto­
kopien anfertigen und zurückbehalten. 

16. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gllt nur deutsches Recht. 




